Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3097 


Sachgebiet 80 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Weigl, Stücklen und Genossen 


betr. Arbeitserlaubnis für rumänische Bauarbeiter 


In Weiden in der Oberpfalz sind zur Zeit 109 rumänische Bau- 
arbeiter zum Bau eines Siedlungsprojektes eingesetzt. Ihre 
Arbeitserlaubnis war am 15. Januar 1972 abgelaufen. Die 
Bundesregierung hat die Verlängerung der Arbeitserlaubnis 
angeordnet, obwohl sich das örtliche Arbeitsamt, das Landes- 
arbeitsamt und die Bundesanstalt für Arbeit unter Verweis auf 
die Situation des Arbeitsmarktes (ca. 2000 deutsche Bauarbeiter 
sind im Bereich des Arbeitsamtes Weiden z. Z. arbeitslos) da- 
gegen ausgesprochen hatten. 


Wir fragen die Bundesregierung; 

1. Von welchen Überlegungen, insbesondere arbeitsmarkt- 
politischer Art, hat sich die Bundesregierung bei ihrer Ent- 
scheidung zugunsten der Verlängerung der Arbeitserlaub- 
nis leiten lassen? War die weitere Abwicklung des Bauvor- 
habens nur auf diese Weise sicherzustellen? 

2. War bei der ursprünglichen Erteilung der Arbeitserlaubnis 
für die rumänischen Bauarbeiter in Weiden nicht vorauszu- 
sehen, daß während der Wintermonate deutsche Bau- 
arbeiter in größerer Zahl in diesem strukturschwachen Ge- 
biet arbeitslos sein würden? Ist es richtig, daß selbst der 
deutsche Partner der Rumänen deutsche Bauarbeiter ent- 
lassen hat, um den rumänischen Bauarbeitern eine aus- 
reichende Beschäftigungsmöglichkeit bieten zu können? 
Wie können Entwicklungen dieser Art künftig vermieden 
werden? 

3. Hat die Bundesregierung vor Erteilung der Arbeitserlaub- 
nis ausreichend geprüft, ob das obengenannte Projekt mit 
einiger Sicherheit bis zum 15. Januar 1972 fertiggestellt 
werden kann? Welche Verzögerung ergibt sich tatsächlich? 
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Hat der einzelne Siedler als Folge der Verzögerung mit 
Kostensteigerungen zu rechnen? 

4. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß das 
Arbeitsamt Weiden in den vergangenen Jahren im Bereich 
dieses Arbeitsamtes ansässige Bauarbeiter aufforderte, sich 
- getrennt von ihren Familien - außerhalb ihres Wohn- 
gebietes Arbeit zu suchen, wenn die Bundesregierung durch 
Erteilung der Arbeitserlaubnis an rumänische Bauarbeiter 
in diesem Jahr selbst Verursacher eines Beschäftigungs- 
mangels ist? 

5. Wie viele Bauarbeiter sind in den vergangenen Jahren der 
Aufforderung des Arbeitsamtes Weiden gefolgt, diesen Be- 
reich zu verlassen, da ihnen sonst das Arbeitslosengeld 
entzogen worden wäre? 

6. Werden auch im Jahre 1972 oberpfälzische Bauarbeiter 
unter Trennung von der eigenen Familie zur Vermittlung in 
andere Arbeitsamtsbezirke aufgefordert, obwohl zur selben 
Zeit Bauarbeiter aus osteuropäischen Ländern eine Arbeits- 
erlaubnis in diesem Bereich des Zonenrandgebietes erhalten 
haben? 

7. Wie hoch sind die Kosten, die der öffentlichen Hand im 
Arbeitsamtsbereich Weiden durch die Arbeitslosigkeit 
deutscher Bauarbeiter vom 1. November 1971 bis zum Zeit- 
punkt der Beantwortung dieser Anfrage entstanden sind? 

8. Sieht die Bundesregierung das Argument der deutsch- 
rumänischen Gruppe, bei einem Auswechseln der rumäni- 
schen Bauarbeiter gegen einheimische Bauarbeiter könne 
der Angebotspreis nicht eingehalten werden, als Beweis 
dafür an, daß rumänische Regiebetriebe nur durch Lohn- 
dumping in der Bundesrepublik konkurrenzfähig sind? 

9. Hat sich die Bundesregierung vor ihrer Entscheidung be- 
müht, exakte Daten über die Höhe der Löhne und sonstigen 
Leistungen, die den rumänischen Bauarbeitern gewährt 
werden, zu erhalten? 

10. Wie hoch sind diese, und welche Umrechnungskurse wer- 
den für die Leistungen der rumänischen Bauarbeiter in 
rumänischer Währung zugrunde gelegt? 

11. In welcher Höhe werden gesetzlich und tarifvertraglich 
begründete Sozialabgaben und Steuern für die in der Bun- 
desrepublik tätigen rumänischen und sonstigen Bauarbeiter 
aus osteuropäischen Ländern an deutsche Stellen bezahlt? 

12. Trifft es zu, daß rumänische Bauarbeiter mit der Begrün- 
dung um Asyl gebeten haben, daß sie ausgebeutet werden, 
d. h., daß sie z. B. im Vergleich zu jugoslawischen, in deut- 
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sehen Betrieben beschäftigten Bauarbeitern bei gleicher 
Arbeitsleistung wesentlich niedriger entlohnt werden? 

13. Sieht die Bundesregierung es als erwiesen an, daß die an 
die Erteilung der Arbeitserlaubnis geknüpfte Bedingung, 
wonach die rumänischen Bauarbeiter entsprechend den 
deutschen Verhältnissen entlohnt werden müssen, nicht 
eingehalten wird? 

14. Für wie viele in Staatsbetrieben beschäftigte Bauarbeiter 
aus osteuropäischen Ländern wurde bisher die Arbeits- 
erlaubnis in der Bundesrepublik erteilt, und wie verteilen 
sich diese auf die einzelnen Herkunftsländer? 

15. In welchen Arbeitsamtsbereichen und in welcher Anzahl 
sind die Bauarbeiter aus osteuropäischen Ländern zur Zeit 
eingesetzt, aufgeteilt nach Bauarbeitern, die bei deutschen 
Firmen beschäftigt sind, und Bauarbeitern, die ganz oder 
teilweise in der Währung ihres Heimatlandes bezahlt 
werden? 

16. Sind der rumänischen Regierung oder Regierungen anderer 
osteuropäischer Länder Zusicherungen gegeben worden, 
daß die Tätigkeit von Baubetrieben aus diesen Ländern in 
der Bundesrepublik noch ausgeweitet werden soll, und 
wenn ja, mit welchem Inhalt? 

17. Sind der Bundesregierung deutsche Firmen bekannt, die für 
die Vermittlung der Arbeitsleistung osteuropäischer Bau- 
arbeiter Provision oder sonstige Entgelte erhalten? Ent- 
sprechen alle Verträge zwischen Staatshandelsbetrieben 
und deutschen Subunternehmen geltendem Recht? 

18. Ist es richtig, daß die kontinuierliche Beschäftigung der in 
der deutschen Bauwirtschaft tätigen Arbeitskräfte zu den 
arbeitsmarktpolitischen Zielen der Bundesregierung gehört? 

19. Wie beurteilt die Bundesregierung den Einsatz von aus- 
ländischen Bauarbeitern durch Regiebetriebe in Gebieten, 
die mit deutschen Bauarbeitern übersetzt sind, grundsätz- 
lich? 


Bonn, den 2. Februar 1972 


Unterschriften umseitig 
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Memmel 
Niegel 
Dr. Probst 
Rainer 
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